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Stand Liegenschaftskataster  13.07.2021

Landesamt für Geoinformation
und Landesvermessung Niedersachsen
Regionaldirektion Oldenburg-Cloppenburg
- Katasteramt Brake -

Gemeinde Stadland Planzeichenerklärung
2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 40
„Gewerbegebiet Hiddingen-Weserquerung“

1. Innerhalb des Gewerbegebietes 1 (GE 1) dürfen folgende immissionswirksame flächenbezogene 
Schallleistungspegel (IFSP) nicht überschritten werden:

· tags = 65,0 dB (A)
· nachts = 50,0 dB (A)

2. In der gem. § 22 (4) BauNVO festgesetzten abweichenden Bauweise (a) sind Gebäude innerhalb des 
Gewerbegebietes 1 (GE 1) gem. § 6 BauNVO zulässig, wie in der offenen Bauweise, jedoch ohne 
Längenbegrenzung.

3. Innerhalb des Plangebietes sind offene Lagerflächen und Flächen anderer Nutzung auf denen 
Ablagerungen von Schadstoffen zu erwarten sind, so zu versiegeln, dass eine Versickerung der Schadstoffe
verhindert wird. Das Oberflächenwasser ist zu reinigen (Ölabscheider o.ä.) und gesondert abzuführen.

4. Innerhalb des Gewerbegebietes 1 (GE 1) sind gemäß § 1 (6), Nr. 2 der BauNVO Wohnungen für Aufsichts- 
und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb 
zugeordnet sind und ihm gegenüber in Grünfläche und Baumasse untergeordnet sind, allgemein zulässig.

5. Innerhalb der nicht überbaubaren Grundstücksfläche sind Garagen gemäß § 12 (6) der BauNVO und 
Nebenanlagen im Sinne von § 14 (1), Satz 3 der BauNVO nicht zulässig. Hiervon ausgenommen sind 
Werbeanlagen und Einfriedungen.

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

1. Es ist die Baunutzungsverordnung - BauNVO neugefasst durch B.v. 21.11.2017 BGBl. I S. 3786; zuletzt 
geändert durch Artikel 2 G.v. 14.06.2021 BGBl. I S. 1802, anzuwenden.

2. Die Unterhaltung der Gewässer obliegt dem Anlieger (gem. §§ 39, 40 WHG i.V.m § 69 NWG). Anlagen in, 
an, über und unter oberirdischen Gewässern sowie Aufschüttungen und Abgrabungen bedürfen der 
Genehmigung der Wasserbehörde (gem. § 36 WHG i.V.m. § 57 NWG). Die genehmigungspflichtige 
Einleitung von Niederschlagswasser in ein oberirdisches Gewässer ist bei der Wasserbehörde zu 
beantragen (gem. § 8 WHG).

3. Entlang der ausgewiesenen Gräben ist ein Räumstreifen von 5,00 m Breite, gemessen ab der 
Böschungsoberkante, von jeglicher Bebauung und Bepflanzung freizuhalten.

4. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde (das können u. a. 
sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffällige Bodenverfärbungen u. 
Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht werden, sind diese gem. § 14 (1) des 
Nds. Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) meldepflichtig und müssen dem Nds. Landesamt für 
Denkmalpflege, Stützpunkt Oldenburg, Ofener Straße 15, 26121 Oldenburg unverzüglich gemeldet werden.
Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und Fundstellen 
sind nach § 14 (2) des NDSchG bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige unverändert zu lassen, 
bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung 
der Arbeit gestattet.
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Oldenburger Straße 86         26180 Rastede           Tel. (04402) 91 16 30         Fax 91 16 40

Regionalplanung • Stadt- und Landschaftsplanung • Entwicklungs- und Projektmanagement

D i e k m a n n   M o s e b a c h  &  P a r t n e r

Gemeinde Stadland

2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 40
„Gewerbegebiet Hiddingen-Weserquerung“

Landkreis Wesermarsch

Übersichtsplan unmaßstäblich

PRÄAMBEL UND AUSFERTIGUNG
Aufgrund des § 1 (3) und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) und des § 58 des Niedersächsischen 
Kommunalverfassungsgesetzes, in den jeweils aktuellen Fassungen, hat der Rat der Gemeinde Stadland die 
Aufstellung der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 40 „Gewerbegebiet Hiddingen-Weserquerung“ 
bestehend aus der Planzeichnung und den textlichen Festsetzungen als Satzung beschlossen.

Stadland, .................... ................................
(Siegel) Bürgermeister

VERFAHRENSVERMERKE
PLANUNTERLAGE

PLANVERFASSER

Der Entwurf der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 40 „Gewerbegebiet Hiddingen-Weserquerung“ wurde 
ausgearbeitet vom Planungsbüro Diekmann • Mosebach & Partner.

Rastede, ..................... ................................
(Unterschrift)

AUFSTELLUNGSBESCHLUSS

ÖFFENTLICHE AUSLEGUNG

SATZUNGSBESCHLUSS

INKRAFTTRETEN

Der Satzungsbeschluss der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 40 „Gewerbegebiet Hiddingen- 
Weserquerung“ ist gem. § 10 (3) BauGB am .................... im Amtsblatt bekannt gemacht worden. Die 2. 
Änderung des Bebauungsplanes Nr. 40 „Gewerbegebiet Hiddingen-Weserquerung“ ist damit am .................... 
rechtsverbindlich geworden.

Stadland, .................... ................................
Bürgermeister

VERLETZUNG VON VERFAHRENS- UND FORMVORSCHRIFTEN

Innerhalb von einem Jahr nach Inkrafttreten der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 40 „Gewerbegebiet 
Hiddingen-Weserquerung“ ist gem. § 215 BauGB die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften beim 
Zustandekommen des Bebauungsplanes und der Begründung nicht geltend gemacht worden.

Stadland, .................... ................................
Bürgermeister

BEGLAUBIGUNG

Diese Ausfertigung der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 40 „Gewerbegebiet Hiddingen-Weserquerung“ 
stimmt mit der Urschrift überein.

Stadland, .................... ................................
Bürgermeister

Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Stadland hat in seiner Sitzung am .................... die Aufstellung der 
2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 40 „Gewerbegebiet Hiddingen-Weserquerung“ beschlossen. Der 
Aufstellungsbeschluss ist gem. § 2 (1) BauGB am .................... ortsüblich bekannt gemacht worden.

Stadland, .................... ................................
Bürgermeister

Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Stadland hat in seiner Sitzung am .................... nach Erörterung 
dem Entwurf der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 40 „Gewerbegebiet Hiddingen-Weserquerung“ 
zugestimmt und die öffentliche Auslegung gem. § 3 (2) BauGB beschlossen. Ort und Dauer der Auslegung 
wurden gem. § 3 (2) BauGB am .................... ortsüblich (durch die Tageszeitung) bekannt gemacht. Der 
Entwurf der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 40 „Gewerbegebiet Hiddingen-Weserquerung“ hat mit 
Begründung vom .................... bis zum .................... öffentlich ausgelegen.

Stadland, .................... ................................
Bürgermeister

Der Rat der Gemeinde Stadland hat der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 40 „Gewerbegebiet 
Hiddingen-Weserquerung“, bestehend aus der Planzeichnung, den textlichen Festsetzungen, nach Prüfung 
der Stellungnahmen gem. § 3 (2) BauGB in seiner Sitzung am .................... gem. § 10 BauGB als Satzung 
beschlossen. Die Begründung wurde ebenfalls beschlossen und ist dem Bebauungsplan gem. § 9 (8) BauGB 
beigefügt.

Stadland, .................... ................................
Bürgermeister

Kartengrundlage: Liegenschaftskarte
Maßstab: 1 : 1.000
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Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die städtebaulich bedeutsamen 
baulichen Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach (Stand vom 13.07.2021). Sie ist 
hinsichtlich der Darstellung der Grenzen und der baulichen Anlagen geometrisch einwandfrei.

Die Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich.

Brake, den .................... (Siegel) ................................
(Unterschrift)
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Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes
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